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Allgemeine Chronik

Landesverteidigung

Militärorganisation

Le Conseil fédéral a décidé d’exempter à l’avenir (et à partir du 1er juillet 2006) des
primes de l’assurance-maladie obligatoire quiconque accomplit plus de 60 jours
consécutifs de service militaire ou de service civil, et cela dès le premier jour de
service. 1

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 29.04.2006
ELIE BURGOS

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Der Bundesrat verabschiedete Anfang Jahr die Gesamtschau Gesundheit 2020. Mit
insgesamt 36 Massnahmen in allen Bereichen des Gesundheitssystems soll die
Lebensqualität gesichert, die Chancengleichheit gestärkt, die Versorgungsqualität
verbessert und die Transparenz erhöht werden. Eines der zentralen Ziele ist es, das
Schweizer Gesundheitssystem optimal auf die kommenden Herausforderungen
auszurichten und gleichzeitig die Kosten überschaubar zu halten. Als eine der
Hauptschwierigkeiten sah der Bundesrat die in den nächsten Jahren und Jahrzehnten
zunehmende Zahl älterer Menschen und mit ihr ein Anstieg chronischer Krankheiten,
denen die heutigen, auf Akutversorgung ausgerichteten Strukturen nicht mehr genügen
werden. Prognostiziert wurde auch eine Zunahme der Gesundheitskosten, welche mit
der demographischen Entwicklung und dem medizinisch-technischen Fortschritt
begründet wurden. Problematisch seien des Weiteren die hohen
Krankenkassenprämien, welche bereits gegenwärtig für viele Versicherte eine spürbare
finanzielle Belastung darstellten. Einige der in der Gesamtschau enthaltenen
Massnahmen sind bereits fortgeschritten und stehen vor der politischen Umsetzung, so
beispielsweise die Einführung des elektronischen Patientendossiers, das
Gesundheitsberufegesetz, das Krankenversicherungs-Aufsichtsgesetz oder der
Gegenvorschlag zur öffentlichen Krankenkasse. Weitere Massnahmen müssen noch
gestaltet und konkretisiert werden, wobei der Bundesrat hauptsächlich auf den
Masterplan Hausarztmedizin, die schrittweise Erhöhung der Zahl von
Medizinstudentinnen und -studenten, die Vereinfachung des Prämiensystems, eine
differenziertere Zulassungssteuerung bei den Spezialärzten und die Einführung neuer
Steuerungsinstrumente für die Versorgung im spitalambulanten und ambulanten
Bereich fokussierte. Anfang September trafen sich rund 350 Vertreter aller wichtigen
Organisationen des Gesundheitswesens und der Schweizerischen Gesundheitspolitik
zur ersten Nationalen Konferenz Gesundheit2020 mit der Absicht, die Ziele und
Massnahmen der Strategie zu priorisieren und die zentralen Partner für die Umsetzung
zu benennen. 2

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 09.09.2013
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Ärzte und Pflegepersonal

Mitte Mai genehmigte der Bundesrat ein gesamtschweizerisch geltendes
Tarifvertragswerk zwischen dem Konkordat der Schweizerischen Krankenversicherer
und der Schweizerischen Zahnärztegesellschaft. Die Verträge regeln die Tarife für die
von der obligatorischen Grundversicherung vergüteten zahnärztlichen und
zahntechnischen Leistungen. Das KVG hat die Übernahme bestimmter zahnärztlicher
Behandlungen durch die Grundversicherung eingeführt. Zusätzlich zur subsidiären
Kostenübernahme bei durch Unfall verursachten Schäden des Kausystems sind
Behandlungen Pflichtleistung, die bedingt sind durch bestimmte schwere, nicht
vermeidbare Erkrankungen des Kausystems, durch andere schwere Erkrankungen oder
ihre Folgen sowie zahnärztliche Massnahmen, die als Vorbereitung für die Behandlung
von bestimmten schweren Allgemeinerkrankungen nötig sind. Für diese zusätzlichen
Leistungen wurden die in der IV, der Unfall- sowie der Militärversicherung seit 1994
angewandten Tarife übernommen. 3

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 15.05.1997
MARIANNE BENTELI
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Die FMH, welche die Aufhebung des Kontrahierungszwangs bisher aufs schärfste
bekämpft hatte, signalisierte im Lauf des Sommers ein gewisses Entgegenkommen, in
erster Linie, um den Zulassungsstopp nicht zu einer dauerhaften Einrichtung werden zu
lassen, die den Jungärzten auf Jahre hinaus die berufliche Zukunft verbauen würde. Der
Präsident der FMH regte eine Art „Drei-Kreise-Modell“ für die Zulassung zur
Grundversicherung an: Mit einem ersten Kreis von Ärzten müssten die Kassen zwingend
zusammenarbeiten; aus einem zweiten Kreis könnten sie wählen, und der dritte Kreis,
jene „rücksichtslosen Gestalten, die nichts taugen und betrügerische Rechnungen
stellen“ würde ganz ausgeschlossen. Dass überhöhte Abrechnungen nicht nur die Tat
einzelner schwarzer Schafe sind, zeigte sich an einer von der Sendung „Kassensturz“
des Schweizer Fernsehens aufgedeckten virtuellen Laborgemeinschaft in St. Gallen.
Rund 550 Ärzte und Ärztinnen hatten sich in dieser Laborgemeinschaft
zusammengeschlossen, um eine eigene Labortätigkeit vorzutäuschen, für welche
höhere Tarife gelten. In Wirklichkeit wurden die Analysen aber in bis zu dreimal
billigeren Grosslabors durchgeführt. Die Differenz blieb in der Tasche der
betrügerischen Ärzte. Das BSV, welches in früheren Jahren Kenntnis von ähnlichen
Praktiken in der Romandie erhalten hatte, prüft nun, ob Betrug mit Laborrechnungen
nicht zum Offizialdelikt erklärt werden könnte, analog zu den Betrügereien mit
Medikamenten, bei denen gewisse Ärzte die Rabatte der Pharmafirmen nicht
weitergeben. 4

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 22.06.2002
MARIANNE BENTELI

Bei einer Stimmbeteiligung von 54% genehmigten die über 29'000 Mitglieder der
Verbindung der Schweizer Ärzte und Ärztinnen FMH in einer Urabstimmung mit
deutlicher Mehrheit die gesamtschweizerischen Tarifstruktur TarMed. Unter Einbezug
der Stellungnahme des Preisüberwachers genehmigte der Bundesrat den TarMed
Anfangs Oktober. Für die Bereiche Unfallversicherung, Militärversicherung und
Invalidenversicherung tritt die neue Tarifstruktur am 1. Mai 2003 in Kraft, für den
Bereich Krankenversicherung (Arztpraxen und Spitäler) Anfang 2004. Der Ständerat
nahm ein Postulat seiner GPK (Po. 02.3177) an, das den Bundesrat beauftragt, TarMed
baldmöglichst auf seine Wirkungen zu überprüfen und dem Parlament darüber Bericht
zu erstatten. (Zur Einschätzung der Rolle des Bundesrates in den TarMed-
Verhandlungen durch die GPK des Ständerates siehe hier) 5

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 05.10.2002
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat verlängerte den auslaufenden Zulassungsstopp für Ärzte, die über die
obligatorische Krankenpflegeversicherung abrechnen können, um weitere drei Jahre
bis spätestens Juli 2008. Bis dahin soll nach den Plänen des Bundesrates der
Kontrahierungszwang zwischen Leistungserbringern und Krankenversicherern
aufgehoben werden. 6

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 26.05.2005
MARIANNE BENTELI

Medikamente

In den ersten Monaten des Jahres entwickelte sich ein erbitterter Streit zwischen den
Vertretern der Alternativmedizin und dem BAG. Hintergrund des Streits war der bis
Ende Juni zu fällende Entscheid, ob fünf komplementärmedizinische Methoden
(chinesische Medizin, Homöopathie, Phytotherapie, anthroposophische Medizin und
Neuraltherapie) im Leistungskatalog der Grundversicherung nach KVG verbleiben
sollten oder nicht. Diese waren 1999 unter dem Vorbehalt zugelassen worden, dass
innerhalb von sechs Jahren die Komplementärmedizin zu beweisen habe, dass ihre
Methoden den Grundkriterien für die Zulassung zur obligatorischen
Krankenpflegeversicherung (Wirksamkeit, Zweckmässigkeit und Wirtschaftlichkeit)
entsprechen. Dass sich das BAG weigerte, die Resultate und Daten der verschiedenen
PEK-Studien (Programm Evaluation Komplementärmedizin) vor dem Entscheid zu
veröffentlichen, wertete der Dachverband der Alternativmediziner als Versuch, die
ihrer Auffassung nach „brisanten Ergebnisse“ betreffend die Kostengünstigkeit der
Komplementärmedizin zu unterdrücken; das BAG wies diesen Vorwurf umgehend
zurück. 

Erwartungsgemäss strich Bundesrat Couchepin per 1. Juli die fünf
komplementärmedizinischen Methoden aus dem Grundkatalog der
Krankenversicherung. Er führte aus, die PEK-Studien hätten nicht den wiederholbaren
Nutzen dieser fünf Behandlungsarten beweisen können, auch wenn die Methoden bei
den Patienten sehr beliebt seien und im Einzelfall Linderung oder gar Heilung einer
Krankheit bewirken könnten. Nicht von der Streichung betroffen sind die wichtigsten

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 12.04.2005
MARIANNE BENTELI

01.01.65 - 01.01.23 3ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



komplementärmedizinischen Medikamente, sofern sie bereits auf der Spezialitätenliste
figurieren, und die Konsultationen und Gespräche, die im Hinblick auf eine
alternativmedizinische Behandlung geführt werden. 7

Behörden und Pharmavertreter einigten sich Ende Sommer auf tiefere Preise für ältere
Arzneimittel und Generika; damit sollen die Medikamentenkosten ab 2006 um 250 Mio
Fr. gesenkt werden. Im November kündigte Bundesrat Couchepin eine
Verordnungsänderung zum KVG per 2006 an. Demnach müssen Patientinnen und
Patienten, die trotz Verfügbarkeit eines billigeren Generikums auf der Einnahme eines
Originalpräparats bestehen, 20% Selbstbehalt anstatt der üblichen 10% bezahlen. Die
Pharmabranche drohte umgehend damit, die zwei Monate zuvor geschlossene
Vereinbarung in Frage zu stellen. Couchepin gab dem Druck teilweise nach: Anstatt die
Ärzte zu verpflichten, die Verschreibung eines Originalpräparats gegenüber dem
Vertrauensarzt der Kasse zu begründen, bleiben sie in ihrem Entscheid frei; zudem gilt
die 20%-Regel nur, wenn die Preisdifferenz zwischen Originalmedikament und
Generikum mindestens 20% beträgt. 8

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 10.12.2005
MARIANNE BENTELI

Das neue System zur Abgeltung der Leistungen in Apotheken kann im Januar 2007
eingeführt werden. Der Bundesrat genehmigte Ende Jahr den Tarifvertrag zwischen
Apothekerverband und Krankenversicherern, forderte aber Verbesserungen. Auch
nach dem neuen Modell müssen die Patientinnen und Patienten für die Beratung
bezahlen. Die Stiftung für Konsumentenschutz und der Preisüberwacher kritisierten
dies. Bundesrat Couchepin verteidigte die Abgabe vor den Medien: Es sei wichtig, dass
die Apotheken Teil der Qualitätskontrolle seien. Neu wird die bisherige Patienten-
Pauschale durch eine Abgabe ersetzt, die pro Medikamentenbezug anfällt. Diese
Regelung biete Verbesserungen für Patienten, die selten ein Medikament benötigten.
Der Bundesrat habe die Tarifpartner jedoch aufgefordert, das System nochmals
eingehender zu beleuchten und die Vertragsgenehmigung bis Ende 2008 befristet. 9

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 22.12.2006
MARIANNE BENTELI

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Anfangs Herbst diskutierte der Bundesrat, gestützt auf den IDA-FiSo-Bericht, die
Weiterentwicklung der Sozialversicherungswerke. Dabei vertrat er die Überzeugung,
dass sich das schweizerische Sozialversicherungssystem bewährt hat und kein radikaler
Systemwechsel erforderlich ist. Dennoch nahm er die finanziellen
Entwicklungsperspektiven mit Sorge zur Kenntnis. Zur Ergänzung der von der
Arbeitsgruppe vorgenommenen Analyse beschloss er deshalb, eine Folgearbeitsgruppe
IDA FiSo 2 einzusetzen. Sie soll die sozialen und finanziellen Auswirkungen beleuchten,
die sich aus einem Aus- oder Abbau bestimmter Sozialversicherungsleistungen ergeben
würden. Um den Prüfungsrahmen abzustecken, definierte der Bundesrat einen Katalog
von Leistungen im Rahmen von AHV, IV, Kranken- und Arbeitslosenversicherung, bei
denen Ausbau- oder Abbauelemente zu prüfen sind. Diese Elemente sind unter
Annahme dreier finanzieller Szenarien (beschränkter Ausbau, Weiterführung des
heutigen Leistungssystems, gezielter Leistungsabbau) zu beziffern. Im Rahmen seiner
Grundsatzdiskussion beschäftigte sich der Bundesrat auch mit der Frage, welche
Sozialversicherungsreformen bereits vor Abschluss der Arbeiten der IDA FiSo 2 an die
Hand genommen werden sollten. Er kam dabei zum Schluss, dass die IV-Revision
dringlich ist, und dass die EO-Revision sowie die Errichtung einer
Mutterschaftsversicherung nicht weiter aufgeschoben werden sollten. Die Vorarbeiten
zur 1. BVG-Revision seien weiterzuführen, um diese Reform gleichzeitig mit der 11. AHV-
Revision vorlegen zu können. 10

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 24.09.1996
MARIANNE BENTELI
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Krankenversicherung

Ziemlich überraschend schickte das BSV im Juni das bereits bewilligte
Gesundheitskassenmodell HMO (Health Maintenance Organization) und das bedeutend
umstrittenere, von der Krankenkasse Grütli vorgeschlagene Bonussystem in eine breite
Vernehmlassung. Während die probeweise Einrichtung von HMO-Praxen in den
Kantonen und bei den Parteien allgemein auf ein eher positives Echo stiess, lehnten
viele Kantone, die SVP, die SP, die Gewerkschaften und die Invalidenverbände das
Bonussystem zum Teil vehement ab, da es zu einer krassen Entsolidarisierung im
Kassenwesen führe. FDP und CVP konnten sich mit einem befristeten Versuch unter
gewissen Bedingungen einverstanden erklären, forderten aber dessen
wissenschaftliche Begleitung. Die meisten Krankenkassen — mit Ausnahme der Helvetia,
die sich dem Grütli-Modell angeschlossen hat — zeigten wenig Begeisterung, erklärten
aber, bei Einführung des Versuchs aus Konkurrenzgründen ebenfalls Bonus-
Versicherungen anbieten zu wollen. Ende Dezember beschloss der Bundesrat, die
beiden Modelle versuchsweise bis Ende 1995 zuzulassen. Am 01.01.1990 wurde in Zürich
die erste HMO-Praxis eröffnet, weitere Praxen sind in Basel, Bern und Lausanne
geplant. Das Bonus-System soll ab dem 01.07.1990 erlaubt werden. 11

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 27.06.1989
MARIANNE BENTELI

Als erste Massnahme zur Stärkung der Solidarität unter den Versicherten verfügte das
EDI im Sommer Mindestprämien für die Kollektivversicherungen, welche als Versicherer
von Menschen im erwerbsfähigen Alter weniger Risiken tragen und dementsprechend
niedrigere Prämien in Rechnung stellen können. Die vom EDI auf den 1.1.1992
festgelegten und nach Regionen und Orten abgestuften neuen Mindestprämien dürfen
nur noch um höchstens 25% unter dem Minimaltarif der Einzelversicherungen liegen,
was für die Angehörigen bestehender Kollektivversicherungen zu einem Prämienanstieg
zwischen 20 und 50% führen dürfte. 12

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 15.06.1991
MARIANNE BENTELI

Das EDI war nicht bereit, das Vorgehen der Visana stillschweigend zu akzeptieren. Es
genehmigte zwar den Rückzug, koppelte ihn aber an klare Auflagen. Unter anderem darf
die Visana in den betroffenen acht Kantonen in den nächsten zehn Jahren nicht mehr
als Grundversicherer auftreten und soll 25 Mio. Fr. aus ihren Reserven an jene Kassen
abtreten, welche die abgeschobenen Versicherten übernehmen. Für Bundesrätin
Dreifuss zeigte der Fall Visana aber auch die Stärke des neuen KVG. Dank dem
Obligatorium in der Grundversicherung konnten alle von der Visana abgehalfterten
Mitglieder ohne grössere Probleme in eine andere Kasse wechseln; unter dem alten
Regime wären die Versicherten (mit Ausnahme der ”guten Risiken”) bei Bankrott,
Teilauflösung oder Fusion einer Kasse unweigerlich auf der Strecke geblieben. Die
Visana akzeptierte – wenn auch zähneknirschend – den zehnjährigen Ausschluss aus
der Grundversicherung in den Rückzugskantonen, wehrte sich aber mit Zähnen und
Klauen gegen die Herausgabe der Reserven und legte Rekurs beim Eidg.
Versicherungsgericht ein. 13

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 22.09.1998
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat verbot den Krankenkassen, ihren Versicherten im Gegenzug zu höheren
Franchisen derart grosse Prämienrabatte zu gewähren, dass diese je nach
Gesundheitszustand die gewählte Franchise mehr als nur aufwiegen können. Der
Solidaritätsaspekt (Personen mit gesundheitlichen Problemen können von dieser
Entlastung nicht profitieren) wurde mit dieser Weisung höher gewertet als der
volkswirtschaftliche Nutzen (Personen mit hohen Franchisen beziehen
erfahrungsgemäss weniger Leistungen). Von den Bundesratsparteien kritisierte einzig
die SVP diesen Entscheid als „Staatsinterventionismus“ und verlangte, die
Krankenkassen sollten frei über die Höhe der Prämienreduktionen bestimmen
können. 14

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 24.02.2000
MARIANNE BENTELI

Zusammen mit elf anderen Behandlungen und Untersuchungen wurden Mitte Jahr die
Kosten für die Heroinabgabe in den Katalog der von den Krankenkassen zu
bezahlenden Pflichtleistungen aufgenommen. Damit wird dem Umstand Rechnung
getragen, dass sich das Volk in der Abstimmung vom Juni 1999 explizit für die ärztliche
Verschreibung von Heroin ausgesprochen hat. Die Neuregelung umfasst alle
medizinischen Leistungen, die in Zusammenhang mit der Abgabe von Heroin sowie dem
bereits heute kassenpflichtigen Methadon resp. Buprenorphin (wie Methadon ein
Ersatzstoff, jedoch mit kleinerem Suchtpotential) anfallen. Alle weiteren

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 11.07.2000
MARIANNE BENTELI
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Begleitmassnahmen wie soziale Hilfe, Wohnungs- oder Arbeitsvermittlung sind davon
getrennt und verursachen den Krankenkassen keine zusätzlichen Kosten. Diese
Ausdehnung des Leistungskatalogs rief umgehend die SVP auf den Plan. Sie erklärte,
wenn Bundesrätin Dreifuss weiterhin einer derart „kostentreibende“ Politik nachgehe,
müsse man sich überlegen, dem EDI das Dossier zu entziehen und es entweder dem
EJPD resp. dem Gesamtbundesrat oder dem Parlament zuzuweisen. Für ihre
Entscheide fand Dreifuss hingegen die Unterstützung der restlichen
Bundesratsparteien. Bei den traditionellen Von-Wattenwyl-Gesprächen im November
wurde sie aber aufgefordert, zukünftig die politischen Konsultationen zu intensivieren,
wenn es um Leistungen von grösserer Tragweite geht. Dabei wurde insbesondere an
Präparate oder Behandlungen gedacht, die einen Wertestreit auslösen oder einen
grösseren Kostenschub zur Folge haben könnten. 15

Erstmals wurde eine Krankenkasse von der Aufsichtsbehörde geschlossen. Wegen
gravierender organisatorischer und finanzieller Mängel entzog das BSV der Accorda auf
Anfang 2004 die Betriebsbewilligung. Aber auch andere Krankenversicherer kämpften
mit finanziellen Problemen. Neben der Accorda wiesen noch drei weitere der insgesamt
90 Kassen einen negativen Reservestand aus. Der Intras wurde deshalb eine
vorgezogene Prämienerhöhung im laufenden Jahr gestattet. Dass die Reserven der
Kassen zum Teil weit unter das gesetzliche Minimum von 15% des Prämienvolumens
gesunken sind, wurde nicht zuletzt der Politik angelastet. In der Ära Dreifuss/Piller
waren die Versicherer ermuntert worden, Reserven abzubauen, um die
Prämienerhöhungen zu begrenzen, resp. waren ihnen nicht die Prämienerhöhungen
zugestanden worden, die sie als wirtschaftlich notwendig erachteten. 16

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 06.09.2003
MARIANNE BENTELI

Auf den 1. Januar wechselte die Hauptabteilung Kranken- und Unfallversicherung
innerhalb des EDI vom BSV ins Bundesamt für Gesundheit (BAG). Damit soll die
Koordination der zentralen Fragen im Gesundheitsbereich innerhalb des Departements
verbessert werden. Neuer Abteilungsleiter wurde Hans-Heinrich Brunner, der in den
letzten zehn Jahren die Ärzteverbindung FMH präsidiert hatte. 17

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.01.2004
MARIANNE BENTELI

Die SwissDRG (Swiss Diagnosis Related Groups) ist das seit 2012 gültige Tarifsystem für
stationäre akutsomatische Spitalleistungen und stationäre Leistungen in
Geburtshäusern und legt die Höhe der Entschädigung durch die OKP, beruhend auf
diagnosebezogenen, gesamtschweizerisch einheitlichen Fallpauschalen, fest. Die
SwissDRG AG wurde im Januar 2008 von den Kantonen und den Tarifpartnern im
Krankenversicherungsbereich als gemeinnützige Aktiengesellschaft gegründet; noch
immer setzt sich der Verwaltungsrat aus Vertretenden der Kantone, der Spitäler und
der Ärzteschaft sowie der Versicherungsverbände zusammen. Im Juli 2009 beantragte
die SwissDRG beim Bundesrat die Genehmigung der gleichnamigen Tarifstruktur,
welche seit 1. Januar 2012 schweizweit gilt. 

Neben SwissDRG existieren auch weitere schweizweit einheitliche Tarifstrukturen zur
Abrechnung von stationären Leistungen – im Unterschied zum TARMED, das auf
ambulante Leistungen anwendbar ist. Die Leistungen im Bereich der Erwachsenen-,
Kinder- und Jugendpsychiatrie werden demnach im Rahmen der Tarifstruktur TARPSY
vergütet. Diese war ebenfalls von der SwissDRG AG entwickelt und vom Bundesrat auf
den 1. Januar 2018 in Kraft gesetzt worden. 

Die Tarifstruktur ST Reha, welche die Abrechnung der Kosten der stationären
Rehabilitation regeln soll, befindet sich noch in der Entwicklung. Im März 2021 gab die
SwissDRG AG deren Fertigstellung bekannt und beantragte ihre Einführung per Anfang
2022. 18

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.01.2008
ANJA HEIDELBERGER

Aufgrund der 2012 eingeführten neuen Spitalfinanzierung, durch die sich die
Beteiligung der Kantone an den Spitalkosten erhöht hatte, waren die
Spitalzusatzversicherungen stark entlastet worden. Jedoch waren die Prämien für die
Versicherten noch nicht entsprechend gesunken. Daher beschloss die Finma im
Sommer des Berichtsjahres die Tarife sämtlicher Spitalzusatzversicherungen zu
überprüfen, was sie selbst als aussergewöhnliche Massnahme bezeichnete. Ziel sei es,
zu verhindern, dass die Versicherer missbräuchlich hohe Gewinne erzielten. Die

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 31.12.2013
FLAVIA CARONI
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Abklärungen der Finma führten schliesslich zu Ermahnungen an 22 Versicherer, ihre
Prämien teils geringfügig, teils massiv zu senken. 19

Mit dem am Anfang 2016 in Kraft getretenen Krankenversicherungsaufsichtsgesetz
(KVAG) und der dazugehörigen Verordnung KVAV schuf das Parlament eine
Aufsichtsbehörde über die Krankenversicherungen. Eine solche war zuvor in
verschiedenen Postulaten und Motionen gefordert worden. Die Aufsichtsbehörde
bewilligt den Versicherungen zukünftig die Durchführung der sozialen
Krankenversicherungen, sofern diese die notwendigen Anforderungen erfüllen. Unter
anderem müssen sie ihren Sitz in der Schweiz haben, über ausreichendes Startkapital
und über die erforderlichen Reserven verfügen, um jederzeit ihren finanziellen
Verpflichtungen nachkommen zu können, und alle versicherungspflichtigen Personen
aufnehmen. Die Versicherungen müssen die Prämientarife für die OKP der
Aufsichtsbehörde zur Bestätigung vorlegen; diese prüft unter anderem, ob die
Prämientarife den gesetzlichen Vorgaben entsprechen, die Kosten decken und nicht zu
übermässigen Reserven führen. Die Aufsichtsbehörde überwacht in der Folge die
Durchführung der sozialen Krankenversicherung, zum Beispiel die Einhaltung der
Bestimmungen des KVAG und des KVG, die einwandfreie Geschäftstätigkeit der
Versicherungen sowie die Solvenz und die ordnungsmässige Verwaltung der
Vermögenswerte durch die Versicherungen. Dazu erstatten die Versicherungen der
Aufsichtsbehörde jährlich Bericht. Die Aufsichtsbehörde kann schliesslich, wenn nötig,
der Versicherung die freie Verfügung über ihre Vermögenswerte untersagen und/oder
ihr die Bewilligung zur Durchführung der sozialen Krankenversicherung entziehen. 
Neben den Krankenversicherungen wird die Aufsichtsbehörde auch die
Unfallversicherungen im Bereich UVG, die Militärversicherung sowie die Gemeinsame
Einrichtung KVG (GE KVG) überwachen. Die Aufsichtsbehörde erstellt jährlich einen
Tätigkeitsbericht, mit dem sie gemäss eigenen Aussagen Transparenz über ihre Tätigkeit
schaffen möchte. 20

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 06.04.2017
ANJA HEIDELBERGER

2017 machte sich eine vom EDI eingesetzte Expertengruppe daran, Determinanten der
Steuerung des Mengenwachstums auszuwerten und rasch umsetzbare
kostendämpfende Massnahmen für die OKP zu erarbeiten. Die Expertengruppe
umfasste 14 Expertinnen und Experten mit medizinischem und
gesundheitsökonomischem Hintergrund aus Forschung und Verwaltung aus
Deutschland, Frankreich, den Niederlanden und der Schweiz und wurde von alt-
Ständerätin Verena Diener (glp, ZH) geleitet. Die Gruppe kritisierte insbesondere, dass
die Effizienzanreize im Schweizer Gesundheitssystem nicht genügten und die
beteiligten Akteure zu wenig in der Kostenverantwortung stünden. Darum würde der
bestehende Spielraum zur Entwicklung von innovativen Kostenmodellen nicht genutzt.
Das Ziel ihrer Vorschläge zur Kostendämpfung bestehe entsprechend darin, Fehlanreize
zu beseitigen, wobei die vier grössten Kostenblöcke – Behandlungen in Arztpraxen,
stationäre Spitalbehandlungen, Arzneimittel und spitalambulante Behandlungen – im
Zentrum stünden. 

Nach sechs Sitzungen schlug die Expertengruppe in ihrem Ende August 2017
verabschiedeten Bericht mit dem Titel «Kostendämpfungsmassnahmen zur  Entlastung
der obligatorischen Krankenpflegeversicherung» als Hauptmassnahmen vor, dass ein
neues Steuerungsinstrument mit möglichen Sanktionsmassnahmen für verbindliche
Zielvorgaben für das Kostenwachstum in der OKP geschaffen sowie ein
Experimentierartikel für innovative Pilotprojekte eingeführt werden solle. Überdies
schlugen die Experten 36 sekundäre Massnahmen vor, die in drei Gruppen gegliedert
wurden: bestehende Massnahmen, geplante Massnahmen und Massnahmen der
Expertengruppe. Etwa ein Drittel der von der Expertengruppe vorgeschlagenen
Massnahmen betraf bereits begonnene Projekte des Bundesrates, die entsprechend
intensiviert werden sollten. Dazu gehören das Health Technology Assessment (HTA), die
Stärkung der Qualität, die Verlagerung vom stationären zum ambulanten Bereich sowie
das Referenzpreissystem bei Arzneimitteln. Neben den Zielvorgaben für das OKP-
Wachstum und dem Experimentierartikel sollten neu unter anderem auch Pauschalen
im ambulanten Bereich sowie eine regionale Spitalversorgungsplanung diskutiert
werden. Insbesondere der Vorschlag eines Globalbudgets mit Kostendach für die OKP
schlug in der Folge in den Medien hohe Wellen. Im Oktober 2017 nahm der Bundesrat
vom Bericht Kenntnis. 21

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 25.10.2017
ANJA HEIDELBERGER
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Im Oktober 2017 beauftragte der Bundesrat mit Bezug auf den Expertenbericht zu den
kostendämpfenden Massnahmen für die OKP das EDI damit, neue
Kostendämpfungsmassnahmen zur Entlastung der OKP vorzuschlagen und sich dabei an
folgende Leitlinien zu halten: Alle Akteure sollen zur Dämpfung der Kosten beitragen
und ihren Handlungsspielraum ausschöpfen, zudem soll die Transparenz durch die
Veröffentlichung von Qualitätsdaten verbessert werden. Des Weiteren sollen Anreize
zur Mengenausweitung korrigiert werden. Die Tarifpartnerschaft soll aufrechterhalten
werden; sollte sie sich jedoch als ergebnislos erweisen, soll der Bund subsidiär
eingreifen. 

Im September 2018 schickte der Bundesrat das erste Massnahmenpaket zur
Kostendämpfung im Gesundheitswesen in die Vernehmlassung. Das lang erwartete
Projekt, das zahlreiche angenommenen Vorstösse aufnimmt, soll Einsparungen von
mehreren hundert Millionen Franken mit sich bringen. Konkrete Auswirkungen auf die
vergüteten Preise sollen durch ein Referenzpreissystem für patentabgelaufene
Medikamente, welches durch einen Preisabschlag oder ein Meldesystem die
Verschreibung von Generika verstärken soll, durch die Schaffung einer paritätisch
zusammengesetzten nationalen Tariforganisation für den ambulanten Bereich sowie
durch die Schaffung von Patientenpauschaltarifen, also Pauschalen im ambulanten
Bereich beruhend auf einer einheitlichen Tarifstruktur, erzielt werden. Auch weitere
Massnahmen sollten kostenrelevant sein: die Schaffung eines Experimentierartikels, wie
er von Heinz Brand (svp, SZ) gefordert worden war und der es ermöglichen soll,
ausserhalb des KVG innovative, kostendämpfende Pilotprojekte thematisch, zeitlich und
räumlich eingegrenzt zu testen; eine Verpflichtung der Leistungserbringenden und
Versicherungen, Massnahmen zur Korrektur von ungerechtfertigtem Mengen- und
Kostenwachstum vorzulegen; das Versenden von Rechnungskopien an die Versicherten
zur Rechnungskontrolle sowie ein Beschwerderecht von Versichererverbänden bei
Verfügungen der Kantone bezüglich Spitäler, mit dem eine Überversorgung verhindert
werden sollte. 22

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 14.09.2018
ANJA HEIDELBERGER

An der Vernehmlassung zum ersten Massnahmenpaket zur Kostendämpfung im
Gesundheitswesen zwischen September und Dezember 2018 beteiligten sich 150
Einheiten und Organisationen, darunter alle Kantone, die sieben grossen nationalen
Parteien, der Städte- und der Gemeindeverband, Dachverbände der Wirtschaft,
Konsumenten-, Patienten-, Leistungserbringenden- sowie Versichererverbände.
Entsprechend breit war trotz Lobes für die Bemühungen des Bundesrates zur
Kostensenkung auch die Kritik an dem neuen Projekt. Insbesondere wurde vor
Wechselwirkungen mit anderen Revisionen, vor Finanzierungs- oder
Versorgungsproblemen sowie vor einer verstärkten Bürokratisierung oder staatlichen
Steuerung gewarnt, wie das BAG in seinem Ergebnisbericht erklärte. 23

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 14.12.2018
ANJA HEIDELBERGER

Im Juli 2019 gab eine Minderheit der Tarifpartner – FMH und Curafutura – bekannt, dem
Bundesrat einen Vorschlag für eine neue Tarifstruktur, TARDOC, als Nachfolgerin von
TARMED zur Genehmigung einzureichen. TARDOC war zuvor von der ats-tms AG, der
gemeinsamen Tariforganisation von FMH, Curafutura und der Medizinaltarif-
Kommission UVG (MTK) während über drei Jahren erarbeitet worden. Eine Revision von
TARMED sei überfällig, da dieser veraltet sei, begründeten die Tarifpartner die Revision
in ihrer Medienmitteilung. Dabei habe man die Kostenmodelle «dem heutigen Stand der
Medizin, der Medizinaltechnik und dem heutigen Personalaufwand angepasst», die
Behandlungsdauer der einzelnen Leistungen aktualisiert sowie Leistungen des
nichtärztlichen Personals aufgenommen. Schliesslich sei die Tarifstruktur vereinfacht
und der Leistungskatalog von 4600 auf 2700 Positionen gekürzt worden. Nicht einig
wurden sich FMH und Curafutura einzig bei den Taxpunkten, zu denen sie zwei
unterschiedliche Varianten einreichten. 24

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 12.07.2019
ANJA HEIDELBERGER

Im August 2019 legte der Bundesrat seine Botschaft zum ersten Massnahmenpaket zur
Kostendämpfung im Gesundheitswesen vor. Darin wollte er zwölf
Kostendämpfungsmassnahmen umsetzen, von denen jedoch nur neun
Gesetzesänderungen nach sich ziehen würden; bei den restlichen sah er auf
Gesetzesstufe keinen Handlungsbedarf. Von den Gesetzesänderungen im ersten Paket
seien alle Akteure des Gesundheitswesens betroffen, betonte der Bundesrat. Diese
beträfen die Einführung des Experimentierartikels, zwingende Rechnungskopien der
Leistungserbringenden an die Versicherten und die maximal mögliche Busse bei

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 21.08.2019
ANJA HEIDELBERGER
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Verletzung der Anforderungen bezüglich Wirtschaftlichkeit und Qualität der Leistungen.
Des Weiteren solle eine Tariforganisation im ambulanten Bereich sowie eine Pflicht zu
einheitlichen Tarifstrukturen für Patientenpauschaltarife bei ambulanten Behandlungen
geschaffen werden. Die Leistungserbringenden und Versicherungen sollten verpflichtet
werden, dem Bundesrat alle für die Festlegung der Tarife und Preise notwendigen
Daten kostenlos zukommen zu lassen sowie in Verträgen zur Vereinbarung von Tarifen
und Preisen Kostensteuerungsmassnahmen vorzusehen. Schliesslich sollte ein
Referenzpreissystem für patentabgelaufene Medikamente sowie ein Beschwerderecht
für Versichererverbände bezüglich Spitallisten geschaffen werden. Änderungen seien
im KVG, im UVG, im MVG und im IVG geplant. 25

Nach einer ersten Prüfung der 2019 eingereichten neuen Tarifstruktur für ambulante
ärztliche Leistungen, TARDOC, verlangte der Bundesrat verschiedene Anpassungen
der Tarifstruktur. Im Juni 2020 reichten die Tarifpartner FMH und Curafutura eine
überarbeitete Version des Ärztetarifs nach, mit der sie nun sämtliche Auflagen des
Bundesrates zu erfüllen glaubten. Neu habe man nun ein gemeinsames
Kostenneutralitätskonzept ergänzt und die Tarifstruktur überarbeitet. In der
Zwischenzeit hatte sich zudem die Krankenkasse SWICA der Tarifstruktur
angeschlossen, womit TARDOC nun mit den in der Curafutura vertretenen
Versicherungen CSS, Helsana, Sanitas und KPT die Mehrheit der Versicherten hinter
sich wusste.
Im August 2020 gab das BAG bekannt, seine ausführliche Prüfung des Tarifs noch um
die neu eingereichten Elemente erweitern zu müssen. So müsse sichergestellt werden,
dass die Tarifstruktur die vom Bundesrat gestellten Bedingungen einhalte und daraus
insbesondere keine Mehrkosten entstünden. 26

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 25.06.2020
ANJA HEIDELBERGER

Im Januar 2021 genehmigte der Bundesrat den Tarifvertrag zur Vergütung der Covid-
19-Impfung durch die OKP. Der Vertrag war zuvor von den Tarifpartnern ausgearbeitet
worden und legte fest, dass die OKP eine Pauschale von CHF 14.50 und CHF 5 für die
Impfdosis vergütet. Für das Jahr 2021 würden der OKP damit Kosten von CHF 201 Mio.
anfallen. Da der effektive Preis des Impfstoffs vertraulich ist, übernimmt der Bund die
über diesen Beträgen liegenden Kosten. 27

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 13.01.2021
ANJA HEIDELBERGER

im Juni 2021 gab der Bundesrat das Ergebnis seiner Prüfung der neuen Tarifstruktur
TARDOC bekannt: Diese sei in ihrer aktuellen Form nicht genehmigungsfähig, weil sie
«gewichtige materielle Mängel aufweist und eine kostenneutrale Einführung nicht
sichergestellt ist». Unerfüllt blieben die Anforderungen im Bereich der
Kostenneutralität sowie insbesondere bezüglich Wirtschaftlichkeit und Billigkeit der
Tarifstruktur, wie der Bundesrat erklärte. Überdies zeigte er sich aber auch mit der
Vereinfachung der Tarifstruktur, ihrer Anpassung an aktuelle Gegebenheiten und ihrer
Transparenz nicht zufrieden, insbesondere nachdem er diese Punkte in seinem
Prüfbericht von November 2020 bereits hervorgehoben habe. Schliesslich störte sich
der Bundesrat daran, dass weder Santésuisse noch der Spitalverband (H+) den
Tarifvertrag unterzeichnet hätten. Daher forderte er die Tarifpartner zu einer
gemeinsamen Überarbeitung auf.
Die beteiligten Tarifpartner zeigten sich mit diesem Entscheid des Bundesrats nicht
einverstanden, in einer Medienmitteilung nannten sie ihn «unverständlich und nicht
nachvollziehbar». Die aktuelle Version von TARDOC erfülle die gesetzlich
vorgeschriebenen Kriterien, betonten sie. Gar von einer «Art Todesstoss für die
Tarifautonomie» sprach alt-Ständerat Joachim Eder, Präsident des Tarifbüros ats-tms.
Schliesslich sei TARMED nicht mehr zeitgemäss, wodurch die medizinischen Leistungen
unsachgemäss vergütet würden. Man werde prüfen, «inwieweit die Forderungen nach
Anpassungen des TARDOC überhaupt sachgerecht und umsetzbar sind».
Ende Dezember 2021 reichten die betroffenen Tarifpartner eine von ihnen als «finale
Version des TARDOC» bezeichnete Überarbeitung zur Genehmigung ein. Man habe
dabei wie gefordert die Kostenneutralität verlängert, den Tarif vereinfacht und die
Transparenz erhöht, erklärten sie in einer Medienmitteilung. Sie wiesen überdies auf
die fehlenden Alternativen bezüglich einer Tarifrevision hin und hofften entsprechend
auf eine Inkraftsetzung von TARDOC per 1. Januar 2023. 28

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 30.06.2021
ANJA HEIDELBERGER
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In Umsetzung der Motion Heim (sp, SO) beauftragte der Bundesrat das EDI  im
September 2021 mit der Ausarbeitung der rechtlichen Grundlage für eine
Kostenübernahme von medizinischen Produkten aus dem Ausland. Gemäss dem
Territorialitätsprinzip werden im Ausland gekaufte MiGeL-Produkte, beispielsweise
Verbandmaterial oder Inkontinenzhilfen, heute von der OKP nicht vergütet. Zukünftig
sollen jedoch die Kosten derjenigen MiGeL-Produkte, bei denen die Anforderungen zur
Anwendung und Abgabe niedrig sind – sie machen gut 60 Prozent der MiGeL-
Vergütungen aus –, von der obligatorischen Krankenkasse übernommen werden,
solange die Produkte im EWR-Raum gekauft werden. 29

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.09.2021
ANJA HEIDELBERGER

Ende September 2021 gab das BAG bekannt, dass die mittlere Krankenkassenprämie
2022 erstmals seit 2008 nicht ansteigen, sondern um 0.2 Prozent sinken werde. Seit
2011 war die mittlere Prämie, also die durchschnittlich bezahlte Prämie, jährlich
durchschnittlich um 2.4 Prozent angestiegen. Der Bundesrat führte den Rückgang auf
seine Änderung der KVAV von April 2021 zurück, gemäss welcher die Versicherungen die
Prämie durch Reserveabbau um 1.2 Prozent hätten senken und ihre Prämien allgemein
knapper hätten kalkulieren können. Darüber hinaus werden die Versicherungen 2021
CHF 134 Mio. an zu hohen Prämieneinnahmen auf Genehmigung des BAG
zurückerstatten. Somit war der Prämienrückgang also nicht durch einen Kostenrückgang
begründet, wie etwa die NZZ betonte. 
Weiterhin gross waren die regionalen Unterschiede in der Prämienentwicklung: In 14
Kantonen sanken die Prämien, in Basel-Stadt und Genf gar um 2.1 und 1.5 Prozent,
hingegen kam es in 12 Kantonen, insbesondere der Ost- und Zentralschweiz, zu einem
Prämienanstieg (OW: 1.4%, GL: 1.1%, NW: 0.9%, AI: 0.7%, AR, TG und LU: alle 0.6%, UR:
0.5%, SO: 0.4%, AG: 0.3%, SG und SH: beide 0.2%). Somit erfuhren für einmal
diejenigen Kantone mit überdurchschnittlich hohen Prämien eine Entlastung, während
die Kantone mit unterdurchschnittlichen Prämien einen Prämienanstieg zu verzeichnen
hatten. Kaum Auswirkungen hatte dies jedoch auf die regionalen Unterschiede in der
Prämienhöhe: Im Jahr 2022 weisen weiterhin die Kantone Basel-Stadt (CHF 409.80)
und Genf (CHF 399.90) die höchsten mittleren Prämien auf, die niedrigsten fallen
weiterhin in den Kantonen Appenzell-Innerrhoden (CHF 214.80) und Uri (CHF 243.80)
an. 
Insbesondere in der Ostschweiz sorgte die Prämienerhöhung für Ärger, wie die
regionalen Medien berichteten. Die tiefen Prämien in der Ostschweiz seien durch tiefe
Gesundheitskosten begründet, entsprechend sei die aktuelle Prämienerhöhung auf
eine Umverteilung der Prämiengelder von der Ost- in die Westschweiz zurückzuführen,
wurde vermutet. Dies veranlasste Christian Lohr (mitte, TG; Ip. 21.4263), Jakob Stark
(svp, TG; Ip. 21.4328) und Mike Egger (svp, SG; Ip. 21.4228) zu Interpellationen an den
Bundesrat. Der Bundesrat erklärte, dass Prämienveränderungen nicht aufgrund der
aktuellen Höhe der Kosten, sondern aufgrund der erwarteten Änderungen der Kosten
entstünden – in verschiedenen Ost- und Zentralschweizer Kantonen werde mit einem
Kostenanstieg, in Basel-Stadt und Genf hingegen mit einer Kostenreduktion gerechnet.
Zudem seien die Prämien etwa in den Ostschweizer Kantonen im Jahr 2021 gleich
geblieben oder sogar gesenkt worden, weshalb jetzt eine Korrektur nötig sei. 30

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 28.09.2021
ANJA HEIDELBERGER

Im Dezember 2021 genehmigte der Bundesrat die im März 2021 eingereichte neue
Tarifstruktur für den stationären Bereich der Rehabilitation (ST Reha), hiess die
aktualisierten Versionen von SwissDRG (für stationäre akutsomatische Spitalleistungen)
und TARPSY (für Leistungen der Psychiatrie) gut und verlängerte die Gültigkeit der
Tarifverträge zur Vergütung einer Krebstherapie (autologe CAR-T-Zelltherapie) bis
Ende 2022.
Gleichentags genehmigte er auch vier Tarifverträge zur Festlegung des Taxpunktwertes
für Leistungen der diagnostischen Neuropsychologie, wie sie die Tarifpartner
(Schweizerische Vereinigung der Neuropsychologinnen und Neuropsychologen,
Spitalverband H+, CSS, Einkaufsgemeinschaft HSK) ausgearbeitet hatten. 31

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 03.12.2021
ANJA HEIDELBERGER

Ende 2021 legten die Tarifpartner H+ und Santésuisse dem Bundesrat ihre
Tarifstruktur für ambulante Pauschalen zur Prüfung vor. Die neue Tarifstruktur decke
im Gegensatz zu TARMED, die auf Einzelleistungstarifen beruht, «im ambulanten
Spitalbereich eine Mehrheit der Leistungen mit Pauschalen» ab. Damit wollten die
Tarifpartner dem Entscheid des Parlaments vom Juni 2021 nachkommen, das mit
Annahme des Massnahmenpakets 1a zur Kostendämpfung im Gesundheitswesen den
Einsatz von Pauschalen auch im ambulanten Bereich so weit wie möglich vorschreibt.

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 23.12.2021
ANJA HEIDELBERGER
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H+ und Santésuisse hatten die Pauschalen der neuen Tarifstruktur im Rahmen ihrer
Tariforganisation «solutions tarifaires suisses sa» basierend auf reellen Kosten- und
Leistungsdaten der Leistungserbringenden entwickelt, noch nicht darin enthalten
waren jedoch die Einzelleistungstarife für nicht pauschalisierbare Leistungen. An der
Entwicklung mitgewirkt hatte auch der Verband der Chirurginnen und Chirurgen,
FMCH. Dieser beteiligte sich jedoch nicht an der Einreichung der Tarifstruktur, da diese
nicht «für alle Ärztinnen und Ärzte, die ambulant behandeln, sinnvoll, wirtschaftlich und
anwendbar» sei, wie der Verband gegenüber den Medien verlauten liess.
Mit ihrem Vorschlag standen H+ und Santésuisse bis zu einem gewissen Grad in
Konkurrenz mit dem Projekt TARDOC, das FMH und Curafutura entwickelt hatten, der
Bundesrat bisher aber noch nicht genehmigt hatte. Man könne damit «einige der von
der Genehmigungsbehörde konstatierten Mängel des TARDOC [...] beheben», betonten
die Einreichenden, während FMH vor allem die konzeptionellen Unterschiede zwischen
den zwei Modellen hervorhob und die neuen Pauschalen generell als «anschlussfähig an
den TARDOC» erachtete. Da TARDOC auf Einzelleistungstarifen statt Pauschalen
beruhte, hatte die Ärzteschaft, darunter auch FMCH und FMH bereits zuvor erklärt,
dass die neuen ambulanten Pauschalen als Ergänzung zu TARDOC verstanden werden
sollen. Nach Einreichung der neuen Struktur zeigte sich FMH mit dieser jedoch nicht
einverstanden: Die Struktur sei zu wenig ausgereift, beruhe ausschliesslich auf
Spitaldaten und sei überdies nicht kostenneutral, wurde kritisiert. 32

Im Juni 2022 entschied der Bundesrat einmal mehr, die neue Tarifstruktur TARDOC
noch nicht zu genehmigen. Zwar seien gegenüber den Vorgängerversionen
Verbesserungen erzielt worden, noch immer würden jedoch insbesondere die
Anforderungen an die Kostenneutralität und die Wirtschaftlichkeit nicht eingehalten,
kritisierte er. Folglich sollten die beteiligten Tarifpartner Curafutura und FMH die
Tarifstruktur bis Ende 2023 erneut überarbeiten – bestenfalls in Zusammenarbeit mit
zusätzlichen Tarifpartnern – sowie ein langfristiges Monitoring von TARDOC und ein
Konzept zur Behebung der Mängel beilegen. Der Bundesrat präzisierte überdies die für
eine Genehmigung notwendigen Bedingungen. Die Tarifpartner sprachen in der Folge
von einem «unverständliche[n] Entscheid, der die Tarifpartnerschaft nachhaltig
schwächt». So erfülle TARDOC die gesetzlichen Genehmigungskriterien und wäre dank
Effizienzsteigerungen und der Beseitigung von Fehlanreizen eine Verbesserung
gegenüber TARMED. Insbesondere sei die vom Bundesrat im Juni 2021 geforderte
Kostenneutralität sichergestellt gewesen, der Bundesrat habe jedoch die
entsprechenden Spielregeln in der Zwischenzeit geändert. Zudem kritisierten
Curafutura und FMH, dass damit die «Verweigerungshaltung» der nicht an TARDOC
beteiligten Akteurinnen und Akteure belohnt werde. 
Santésuisse, das Ende 2022 zusammen mit H+ ambulante Pauschalen für eine
alternative Tarifstruktur zur Prüfung eingereicht hatte, zeigte sich über diesen
ablehnenden Entscheid des Bundesrates erleichtert und forderte alle Tarifpartner auf,
ein gemeinsames Modell auszuarbeiten, etwa im Rahmen eines gemeinsamen
nationalen Tarifbüros. Die Medien betonten in der Folge einhellig die Relevanz der
Ablösung von TARMED. Die aktuell noch verwendete Tarifstruktur, über die Zahlungen in
der Höhe von CHF 12 Mrd. jährlich abgerechnet werden, sei veraltet und bilde die
tatsächlichen Kosten nicht mehr genügend ab – diese würden folglich je nach
Kostenpunkt über- oder unterschätzt. 33

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 03.06.2022
ANJA HEIDELBERGER

Bildung, Kultur und Medien
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Kulturpolitik

Im Sommer unterschrieben Friedrich Dürrenmatt und Bundesrat Cotti einen
Erbvertrag, welcher der Eidgenossenschaft den literarischen Nachlass des
Schriftstellers sichert – unter der Bedingung allerdings, dass zu diesem Zweck ein
Schweizerisches Literaturarchiv (SLA) geschaffen werde. Aufgabe dieses Archivs wird
die wissenschaftliche Archivierung und Aufarbeitung von literarischen Vor- und
Nachlässen sowie eine breite Öffentlichkeitsarbeit sein. Der Bundesrat beschloss, das
SLA der Landesbibliothek anzugliedern, wo bereits die Nachlässe von S. Corinna Bille,
Blaise Cendrars, Maurice Chappaz, Hermann Hesse, Carl Spitteler, Rainer Maria Rilke
und anderer eingelagert sind. Als ersten bedeutenden Neuzugang konnte das Archiv
den Nachlass des Schriftstellers Hermann Burger aufnehmen. Als Standort des SLA
wählte der Bundesrat Bern und enttäuschte so die Erwartungen dezentraler Standorte,
allen voran die Stadt Solothurn, welche aufgrund ihrer Verdienste um die alljährlich dort
stattfindenden Literaturtage gehofft hatte, das prestigeträchtige Archiv beherbergen zu
dürfen. Ein weiteres nationales Kulturarchiv wird möglicherweise aufgrund einer vom
Nationalrat überwiesenen Motion der vorberatenden Kommission zum Radio- und
Fernsehgesetz entstehen: Angesichts der nationalen Aufgabe, schweizerisches
Kulturgut sicherzustellen, wurde der Bundesrat beauftragt, nach Lösungen für die
Schaffung einer zentralen Phono- und Videothek zu suchen. 34

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 20.06.1989
MARIANNE BENTELI

Im Anschluss an das Nationale Forschungsprogramm (NFP) 16 («Methoden zur Erhaltung
von Kulturgütern»), welches 1988 abgeschlossen werden konnte, wurde auf den 1.
Januar 1989 die Nationale Informationsstelle für Kulturgütererhaltung (NIKE) als
selbständige, von einem privaten Trägerverein betriebene Institution ins Leben gerufen.
NIKE, zu deren wichtigsten Aufgaben die Information, Aufklärung, Koordination und
Sensibilisierung im Bereich der Pflege und Erhaltung von Kulturgütern zählen, wird von
einer Mehrheit der Kantone, von Gemeinden und Vereinen getragen und vom Bund
subsidiär unterstützt. Die vom ehemaligen Bundesamt für Forstwesen und
Landschaftsschutz betreute Dienststelle Heimatschutz wurde in die Sektion Kunst- und
Denkmalpflege des BAK integriert. Das EDI eröffnete im weitern eine Vernehmlassung
zur allfälligen Schaffung einer neuen Rechtsgrundlage für die Denkmalpflege. 35

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 25.09.1989
MARIANNE BENTELI

Im Oktober ernannte Bundesrätin Dreifuss den Kunsthistoriker David Streiff zum neuen
Direktor des Bundesamtes für Kultur (BAK). Streiff tritt die Nachfolge von Alfred Defago
an, der Bundesrat Cotti als Generalsekretär ins EDA folgte. Im Vorfeld dieses ersten
bedeutenden Personalentscheides von Bundesrätin Dreifuss war in der Romandie
vehement ein welscher "Ministre de la culture" gefordert geworden; andere Kreise
verlangten ebenso dezidiert die Einsetzung einer Frau. In der engsten Auswahl
verblieben schliesslich Streiff, als ehemaliger Leiter des Filmfestivals von Locarno
Garant für Innovation, und Hans-Rudolf Dörig, bislang stellvertretender Direktor des
BAK und profunder Kenner der schweizerischen Kulturpolitik. 36

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 05.10.1993
MARIANNE BENTELI

In Wimmis (BE) nahm die weltweit modernste Papierentsäuerungsanlage ihren Betrieb
auf. Der im Auftrag des Bundes von einer privaten Firma geführte Betrieb erlaubt es
den beiden Hauptkundinnen, der Schweizerischen Landesbibliothek und dem
Bundesarchiv, jährlich je 40 Tonnen säurehaltige Dokumente behandeln zu lassen und
damit deren Lebensdauer um mindestens 150 Jahre zu verlängern. 37

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.09.2000
MARIANNE BENTELI

Zur Bestimmung, welche Aufgaben dem Bund durch die Aufnahme eines Kulturartikels
in die neue Bundesverfassung erwachsen, unterzeichneten Bundesrätin Dreifuss und
der Präsident der schweizerischen Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren
Ende Juni ein gemeinsames Umsetzungsmandat. Dieses sieht die Einberufung einer
Projektorganisation von Bund und Kantonen unter der Beteiligung der Städte sowie der
kulturellen Organisationen und Einrichtungen vor. Sie soll bis Ende 2002 erheben,
welche Ausbildungsbedürfnisse im Bereich der Kultur nicht oder nur unzulänglich
abgedeckt sind und wo aus kulturpolitischer Sicht Handlungsbedarf besteht. Erwartet
wird ein erläuterter Gesetzesentwurf für die vom Bund zu treffenden
Förderungsmassnahmen sowie Vorschläge für allfällige Anpassungen bestehender
Erlasse. 38

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 26.06.2001
MARIANNE BENTELI
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«Präsenz Schweiz», die neue Auslandlobby des Bundes, und Pro Helvetia
unterzeichneten eine Vereinbarung, welche die Kompetenzen der beiden
Organisationen regelt. Es ist vorgesehen, dass das kulturelle Schaufenster im Ausland
zum Gegenstand eines regelmässigen Informations- und Meinungsaustauschs
zwischen den involvierten Stellen wird. Gemäss EDA sind auf operationeller Ebene
verschiedene Koordinationsgruppen unter der Federführung von «Präsenz Schweiz»
vorgesehen. 39

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 13.09.2001
MARIANNE BENTELI

Ende 2000 hatte die Stiftung Pro Helvetia dem EDI als ihrem Aufsichtsorgan konkrete
Vorschläge zur Reform ihrer Strukturen und Abläufe gemäss dem im Vorjahr vom
Stiftungsrat verabschiedeten Modell «Renovation» unterbreitet. Im Februar erteilte ihr
das Departement klare Vorgaben; diese betrafen die rasche Umsetzung der Reformen,
die Neubesetzung des Stiftungsrates, eine deutliche Straffung der Strukturen, die
Klärung der Kompetenzen und Verantwortlichkeiten der verschiedenen Stiftungsorgane
sowie eine effizientere Behandlung der Unterstützungsgesuche. Siehe dazu auch die
Antwort des Bundesrats auf eine Interpellation Seiler (svp, BE) (Ip. 01.3195). 
Im Mai hiess der Stiftungsrat die in diesem Sinn überarbeiteten Statuten in den
Grundzügen nahezu einstimmig gut; insbesondere wurde beschlossen, den Stiftungsrat
auf die gesetzlich vorgeschriebene Mindestzahl von 25 Mitgliedern zurückzuführen. Er
wird neu aus einem personell reduzierten Leitenden Ausschuss, der für die operativen
Belange zuständig ist, und einem Expertenrat bestehen, der sich eher grundsätzlicher
Fragen (grössere oder umstrittene Gesuche sowie eigene Projekte) annimmt. Die
Geschäftsleitung erhält die Kompetenz, vier Fünftel der Gesuche selber zu
entscheiden; die Stellung des Direktors wird im Bereich der Zielsetzungsprozesse und
bei interdisziplinären Projekten aufgewertet. Mitte August wurden die bereinigten, per
1.1.2002 in Kraft tretenden Reglementsänderungen definitiv verabschiedet. Anfangs
Dezember bestellte der Bundesrat den neuen Stiftungsrat; dabei fiel auf, dass drei der
sieben Mitglieder des Leitenden Ausschusses nicht aus der Kulturszene, sondern aus
dem Management stammen. Der erst drei Jahre zuvor zur gründlichen Reorganisation
der Stiftung berufene Direktor, Bernard Cathomas, zog die Konsequenzen aus seiner
Niederlage im Strukturstreit und wechselte zu Beginn des Jahres als neuer Direktor von
Radio e Televisiun Rumantscha zur SRG. Bereits sein Vorgänger, Urs Frauchiger, hatte
darunter gelitten, dass der Spielraum eines Pro Helvetia-Direktors angesichts des
übermächtigen Stiftungsrats sehr eng ist; nach nur fünf Jahren hatte er 1997 sein Amt
zur Disposition gestellt. 40

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 08.12.2001
MARIANNE BENTELI

Spätestens seit dem Filmfestival von Locarno, als Couchepin das BAK in einem Interview
mit einer welschen Wochenzeitung hart angriff und von «Kolonialisierung der
offiziellen Kultur durch die Linke» und von «Vetternwirtschaft» im BAK sprach, war klar,
dass das Verhältnis zwischen Departementschef und Amtsvorsteher einer Klärung
bedurfte. David Streiff, 1994 von Bundesrätin Dreifuss als BAK-Direktor eingesetzt, zog
die Konsequenzen aus der verfahrenen Situation und demissionierte per Ende März
2005. Als ausgewiesener Kunsthistoriker und -vermittler hatte er in seiner bisherigen
Berufslaufbahn – unter anderem als langjähriger Direktor des Filmfestivals von
Locarno – ein dichtes Beziehungsnetz zu ganz unterschiedlichen Kulturinstitutionen
knüpfen und deren Vertrauen gewinnen können. Sein Rücktritt wurde denn auch weit
über den Kreis der eigentlichen Kunstschaffenden hinaus bedauert. Zu Streiffs
Nachfolger ernannte der Bundesrat Jean-Frédéric Jauslin, bisher Direktor der
Schweizerischen Landesbibliothek; der neue BAK-Chef ist von Haus aus Informatiker
und gilt als versierter Verwaltungsexperte.
Neben grundsätzlichen Differenzen über die Ausrichtung der Kulturpolitik fühlte sich
Couchepin auch durch die Verballhornung seines Namens in einem vom BAK
mitfinanzierten Film verunglimpft, weshalb er im Sommer eine
Administrativuntersuchung zur Durchleuchtung der Praxis des BAK bei der Gewährung
von finanziellen Beihilfen an Filmschaffende anordnete. Die Untersuchung stellte keine
Unregelmässigkeiten fest. 41

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 11.12.2004
MARIANNE BENTELI
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Der Bundesrat beschloss für die dreijährige Bauphase zur Erweiterung des
Archivierungszentrums der Cinémathèque Suisse zusätzliche 7,6 Mio Fr. zu den bereits
in der zivilen Baubotschaft 2008 beschlossenen 49 Mio Fr. Ergänzend beauftragte der
Bundesrat das EDI, ihm bis 2011 eine Strategie zur Archivierung des audiovisuellen
Kulturgutes vorzulegen. 42

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 17.06.2009
MARLÈNE GERBER

2007 hatte die Schweiz die UNESCO-Konvention zur Bewahrung des immateriellen
Kulturerbes von 2003 ratifiziert. Diese trat 2008 in Kraft. Auf deren Basis präsentierte
das BAK im Mai des Berichtsjahrs ein Verzeichnis mit 387 lebendigen Traditionen (aus
den Sparten Musik, Tanz, Theater, Brauchtum, Handwerk, Industrie und Wissen), das
von den kantonalen Kulturverantwortlichen zusammengestellt worden war. Davon
wählte das BAK 167 aus und liess sie durch die Kantone dokumentieren. Sie werden in
ein umfassendes nationales Inventar aufgenommen, das voraussichtlich 2012
veröffentlicht werden wird. Die Erkenntnisse aus der Dokumentationsarbeit für die
Liste fliessen in Projekte, welche die Kulturförderung im Rahmen des Schwerpunkts
„Lebendige Traditionen“ gemäss Kulturbotschaft 2012–2015 zu unterstützen gedenkt. 43

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 07.10.2011
SUZANNE SCHÄR

Im Oktober bis November des Berichtsjahrs führte der Bundesrat eine Konsultation zur
Lage der kulturellen Vielfalt in der Schweiz durch. Dies in Vorbereitung eines Berichts
an die UNESCO, der im April 2012 aufgrund der Schweizer Teilnahme am
Übereinkommen über den Schutz und die Förderung kultureller Ausdrucksformen fällig
wird. 44

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 10.10.2011
SUZANNE SCHÄR

Im Rahmen des am 1. Januar in Kraft getretenen Kulturförderungsgesetzes baute das
Bundesamt für Kultur (BAK) sein Engagement in den neuen Tätigkeitsfeldern, welche in
der Kulturbotschaft 2012-2015 definiert wurden, aus. Das BAK entschied, sich künftig
vermehrt für die Erhaltung des beweglichen Kulturerbes zu engagieren. Zu diesem
Zweck wurden zunächst sieben – ab 2014 noch weitere – Institutionen wie Museen oder
Sammlungen unterstützt. Somit soll die künftige Positionierung dieser Institutionen als
Kompetenzzentren mit nationaler und internationaler Ausstrahlung glücken. Besondere
Aufmerksamkeit erhielten weiter die beiden als transversale Themen festgelegten
Projekte „Lebendige Traditionen“ und „Kultur Digital“. Auf dem Gebiet der lebendigen
Traditionen wurde eine Liste veröffentlicht und Förderungsmassnahmen vorgestellt. Im
Bereich der digitalen Kultur wurde als erster Schritt einer künftigen Förderung eine
Bedürfnis-Umfrage unter den mit Digitaltechnik arbeitenden Kulturschaffenden
durchgeführt. 45

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 05.07.2012
MÄDER PETRA

Im September des Berichtjahres veröffentlichte das Bundesamt für Kultur die „Liste
der lebendigen Traditionen in der Schweiz“. Diese umfasst schützenswerte,
schweizerische Traditionen aus den Sparten Musik, Tanz, Theater, Brauchtum,
Handwerk, Industrie und Wissen. Damit erfüllt die Schweiz ihre Verpflichtung
gegenüber der UNESCO-Konvention zur Bewahrung des immateriellen Kulturerbes.
Vertreten auf der Liste sind sowohl alle Kantone mit ihren ganz eigenen Traditionen und
Bräuchen wie etwa das Sechseläuten oder der Berner Bär, als auch
gesamtschweizerische Eigenarten wie etwa das Fondue oder der Jass. Einige der
insgesamt 167 Einträge sollen es schliesslich auf die Liste des UNESCO-Welterbes
schaffen. 46

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 10.09.2012
MÄDER PETRA

Der Bundesrat ernannte im Februar des Berichtsjahres den amtierende BAK-Direktor
Jean-Frédéric Jauslin zum Botschafter der UN-Organisation für Bildung, Wissenschaft
und Kultur (UNESCO) sowie zum Abgesandten bei der Internationalen Organisation der
Frankophonie (OIF). Jauslin trat seine neuen Ämter per 1. September an. Im Mai wurde
bekannt, dass ab November Isabelle Chassot (FR, cvp), Staatsrätin des Kantons Freiburg
und Präsidentin der Schweizerischen Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren
(EDK), Jauslins Nachfolge im BAK antreten werde. Ad interim übernahm Yves Fischer als
stellvertretender Direktor die Leitung des Bundesamtes. 47

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 13.02.2013
MARLÈNE GERBER
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Im Dezember publizierte der Bundesrat seine Strategischen Ziele für das
Schweizerische Nationalmuseum 2014-2017. Diese orientieren sich inhaltlich
überwiegend an den Leitlinien der vorangehenden, vierjährigen Periode, wurden jedoch
aktualisiert und klarer gegliedert. 48

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 06.12.2013
MARLÈNE GERBER

Basierend auf der 2012 erstellten "Liste der lebendigen Traditionen der Schweiz" und
aufgrund der Ratifikation des entsprechenden Übereinkommens im Jahr 2008 kann die
Schweiz Kandidaturen für die UNESCO-Liste des immateriellen Kulturerbes
einreichen, die auf gemeinschaftlichen Praktiken und gesellschaftlichen Interaktionen
beruhen sollen. Von der 167 Traditionen umfassenden Liste der lebendigen Traditionen
hiess der Bundesrat acht Vorschläge für Kandidaturen gut, welche nach und nach beim
UNESCO-Komitee deponiert werden sollen. Die gutgeheissenen Vorschläge umfassen
den Umgang mit der Lawinengefahr, das Uhrmacherhandwerk, Schweizer Grafikdesign
und Typografie, die Schweizer Alpsaison, den Jodel, die Historischen Prozessionen in
Mendrisio, das Winzerfest in Vevey und die Basler Fasnacht. Kandidaturen können
jeweils im März bei der UNESCO deponiert werden; eine erste Schweizer Kandidatur ist
für das Frühjahr 2015 vorgesehen. Ferner verabschiedete der Bundesrat Ende Jahr den
ersten periodischen Staatenbericht über die Bewahrung des immateriellen Kulturerbes
in der Schweiz zuhanden der UNESCO. Dieser zieht für die ersten sechs Jahre nach der
Ratifikation eine positive Bilanz zur Umsetzung des Abkommens. 49

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 23.10.2014
MARLÈNE GERBER

Zum ersten Mal seit 2012 wurde die «Liste der lebendigen Traditionen in der Schweiz»,
welche die Grundlage und Voraussetzung für die Nominierung als immaterielles
Kulturerbe der UNESCO bildet, im Sommer 2017 aktualisiert. Die Liste wurde von 165
auf 199 Einträge erweitert, wobei der Schwerpunkt für die 34 neuen Einträge auf die
lebendigen Traditionen in den Städten gelegt wurde. Die Inventarisierung erfolgte
neuerlich durch die Zusammenarbeit von Bund und Kantonen mit fachlicher
Unterstützung der Hochschule Luzern. Die rund 90 von den Kantonen eingereichten
Vorschläge für die nationale Liste wurden von einer Steuergruppe – bestehend aus
Bundes-, Kantons- und Städtevertretungen, der schweizerischen UNESCO-Kommission,
Pro Helvetia sowie wissenschaftlichen Fachpersonen – diskutiert, bevor diese daraus
eine Auswahl traf. Neu befinden sich in der Liste u.a. das Aareschwimmen in Bern, die
Appenzeller Holzschnitzerei, die Badenfahrt, Sculptures et constructions en neige à La
Chaux-de-Fonds oder die Zürcher Technokultur. 50

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 10.07.2017
MELIKE GÖKCE

Im November 2017 hat die UNESCO zwei Schweizer Bewerbungen in ihr Register
«Memory of the World» aufgenommen. Neu werden das sich im Stiftsarchiv und der
Stiftsbibliothek befindende schriftliche Erbe des Klosters St. Gallen sowie die
Archivbestände des DOCIP in Genf unter dem Weltdokumentenerbe geführt. Bis anhin
waren drei Schweizer Bewerbungen in das Weltregister aufgenommen worden: die
Sammlungsbestände Jean-Jacques Rousseaus in Genf und Neuenburg (seit 2011), der
Nachlass zum Montreux Jazz Festival (seit 2013) und die Bibliotheca Bodmerina
1916–1971 (seit 2015). 
«Memory of the World» ist ein Kommunikations- und Informationsprogramm der
UNESCO, das als seine drei Hauptziele erstens den Erhalt des dokumentarischen Erbes,
zweitens die Sicherstellung des universellen Zugangs zu ebendiesem und drittens die
Förderung der Bewusstseinsbildung für die Bedeutung des Erbes und die
Notwendigkeit seiner Bewahrung verfolgt. Das Programm wurde 1993 zur Förderung des
Schutzes des dokumentarischen Erbes der Menschheit lanciert, um dieses vor der
wachsenden Bedrohung durch Vernachlässigung und den Zahn der Zeit, aber auch
durch mutwillige Zerstörung zu bewahren. Anstoss für das Programm war die 1992
während der Belagerung von Sarajevo im Bosnienkrieg erfolgte, vorsätzliche Zerstörung
der Nationalbibliothek gewesen. 51

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 07.11.2017
MELIKE GÖKCE

Anfang Dezember 2017 trug die UNESCO die Basler Fasnacht, als zweiten Schweizer
Eintrag nach dem Winzerfest in Vevey, in die repräsentative Liste des immateriellen
Kulturerbes ein. Bereits im März 2016 hatte das BAK in enger Zusammenarbeit mit dem
Basler Fasnachts-Comité das Kandidaturdossier erarbeitet und eingereicht. Die
Kandidatur wurde von der UNESCO als beispielhaft beurteilt, weil sie die Verwendung
des Dialektes – spezifisch: des Basler Dialektes – zur Vermittlung und Sichtbarmachung
des immateriellen Kulturerbes gerade im städtischen Raum besonders hervorhebe.

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 07.12.2017
MELIKE GÖKCE
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Auch zeigte sie sich von den vorgeschlagenen Bewahrungsmassnahmen (musikalische
Nachwuchsförderung und pädagogisches Material für die Schule) begeistert. Mit
jährlich rund 20'000 Teilnehmenden und über 200'000 Besucherinnen und Besuchern
ist die Basler Fasnacht ein bedeutendes kulturelles Ereignis für die Baslerinnen und
Basler, das eine vielfältige und lebendige Tradition von Musik, mündlicher
Ausdrucksform und Handwerk vereint und in vielen Bereichen des gesellschaftlichen,
wirtschaftlichen und politischen Lebens präsent ist. 
Der Entscheid der UNESCO stiess bei der weitläufigen Basler Fasnachtsgilde auf grosse
Begeisterung, sorgte aber zugleich auch für gemischte Gefühle hinsichtlich der
Bedeutung dieses Entscheides für die Zukunft des Grossereignisses. Einzelne Medien
führten den konservierenden Charakter einer solchen Auszeichnung als den «Haken»
an der Sache an, da der eigentliche Sinn einer Aufnahme darin bestehe, den Charakter
der ausgezeichneten Tradition zu «bewahren», während die Basler Fasnacht aber ein
«Spiegel ihrer Zeit» sei und sich auch entsprechend wandle und verändere. Andere
Medien hingegen gingen der Frage nach, wie sich die Anforderung der UNESCO, dass
kulturelle Ausdrucksformen über Generationen weitervermittelt und stetig neu
geschaffen werden, mit der «es ist, wie es immer war und wird so bleiben»-Mentalität
alteingesessener Fasnächtler vereinbaren lasse. Der amtierende Comité-Obmann
Christoph Bürgin zeigte sich diesbezüglich gegenüber den Medien eher gelassen: Er
gehe nicht davon aus, dass sich die Basler Fasnacht nun grundlegend verändern werde.
Sie werde wohl eine Wertsteigerung in der Region erfahren und an Bekanntheit
gewinnen, mit einer Touristenschwemme sei dennoch nicht zu rechnen. Es sei nun aber
an den Behörden, dafür Sorge zu tragen, dass die Rahmenbedingungen erhalten
blieben. Bürgins Vorgänger, Felix Rudolf von Rohr, zeigte sich hingegen äusserst erfreut
über die Auszeichnung und erhoffte sich dadurch eine Öffnung, gar ein Bekenntnis
dazu, dass es sich bei der Fasnacht um eine «Evolution», einen stetigen Wandel der
Tradition handle, der nicht gestoppt werden könne.  
Erste kleine Änderungen brachte die neu erlangte Auszeichnung bereits wenige Tage
nach Bekanntwerden mit sich: Regierungspräsidentin Elisabeth Ackermann (BastA)
kündigte an, dass am 6. Januar 2018 an zentraler Stelle bei der Barfüsserkirche eine
Fasnachtsgasse eingeweiht werden soll. Kulturminister Alain Berset trug gar im Rahmen
des vom Comité organisierten Festaktes in bester Schnitzelbangg-Manier dazu bei, den
Basler Dialekt über die Kantonsgrenzen hinauszutragen: «Eh jo. Eh nei. Eh jo. Eh nei. Eh
jo. Eh nei. Eh jo. Das ischs Protokoll vom Bundesroot» – dies die bundesratsinterne
Diskussion darüber, ob denn nun die Basler Fasnacht zum immateriellen Kulturerbe
werden solle. 52

Ende November 2018 verkündete die UNESCO, dass sie den Umgang mit der
Lawinengefahr sowie die Kenntnisse und Techniken des Trockenmauerbaus in die
repräsentative Liste des immateriellen Kulturerbes der Menschheit eingetragen habe.
Das Kandidaturdossier zur Lawinengefahr war bereits im März 2017 eingereicht worden
und aus der Zusammenarbeit des BAK, des Instituts für Schnee- und Lawinenforschung
(SLF), des Schweizer Alpen-Clubs (SAC), des Schweizer Bergführerverbands (SBV), des
BAFU, des Kantons Wallis sowie der österreichischen UNESCO-Kommission und
diverser österreichischer Institutionen und Vereine im Bereich des Umgangs mit
Lawinen entstanden. Die erhöhte Disposition des Alpenraumes für Lawinengänge habe
zu neuen Formen des kollektiven Umgangs mit Risiken geführt, die sich im Laufe der
Zeit in der Akkumulation eines technischen, gesellschaftlichen und kulturellen
Repertoires geäussert haben, das durch die Bevölkerung und Expertinnen und Experten
ständig erneuert werde, wie aus dem Dossier zu entnehmen war. Die Aufnahme in die
repräsentative Liste zeige, dass der Umgang mit Naturgefahren nicht nur einen
technischen, sondern auch einen kulturellen Aspekt innehabe, dem jede einzelne
Gesellschaft mit unterschiedlichen Strategien entgegenwirke.
Die Kandidatur des Trockenmauerbaus resultierte aus einer multinationalen
Zusammenarbeit unter der Federführung Griechenlands, an der sich nebst der Schweiz
auch Kroatien, Spanien, Frankreich, Italien, Slowenien und Zypern beteiligt hatten. Mit
dem Dossier wurde eine weitverbreitete und den lokalen Gegebenheiten angepasste
Technik anerkannt und zugleich die grosse Bedeutung der internationalen
Zusammenarbeit für die Bewahrung des immateriellen Kulturerbes aufgezeigt. 53
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Mitte Dezember 2019 verkündete die UNESCO, dass sie die Historischen Prozessionen
von Mendrisio sowie den Alpinismus in die repräsentative Liste des immateriellen
Kulturerbes der Menschheit aufgenommen habe. 
Das Kandidaturdossier der Prozessionen von Mendrisio war bereits 2018 in einer
Zusammenarbeit des BAK und der Stiftung Processioni Storiche di Mendrisio mit
Unterstützung der Gemeinde Mendrisio eingereicht worden. Die jährlich am
Gründonnerstag und Karfreitag stattfindenden Prozessionen sind der Passion und dem
Kreuzweg Christi gewidmet und locken Tausende von Zuschauenden an. Ein besonderes
Augenmerk liegt hierbei auf den berühmten «Transparenti», die nach dem
Lichterlöschen als grundsätzlich einzige Lichtquelle die Stadt erhellen. Diese seit dem
18. Jahrhundert in spezieller Technik hergestellten, eingerahmten und
durchscheinenden Gemälde, waren ein grundlegendes Element der Kandidatur, da das
Hauptanliegen darin bestand, die besonderen Kenntnisse der Bildrestauration sowie
des Schaffens neuer Werke weiterzuvermitteln.
Das trinationale Dossier des Alpinismus wurde von Organisationen wie dem Schweizer
Alpen-Club (SAC) und dem Schweizer Bergführerverband (SBV) sowie den Städten
Chamonix (F), Courmayeur (IT), Orsière (CH) und dem Kanton Wallis getragen. Das
eingereichte Dossier zeuge von grosser Qualität und unterstreiche als ein positives
Beispiel die Relevanz des traditionellen Wissens über die Natur für eine nachhaltige
Beziehung zwischen Mensch und Umwelt. Die geteilten historischen und technischen
Kenntnisse sowie der vorausgesetzte zwingende Erwerb eines vielfältigen Wissens über
topografische, klimatische und phänomenologische Rahmenbedingungen prägten die
gemeinsame Kultur des Alpinismus, die sich auf ethische Grundlagen wie den
gemeinsamen Einsatz aller Teilnehmenden, den sparsamen Ressourcenumgang, ein
richtiges Risikomanagement sowie die Hilfs- und Rettungspflicht stütze. 54
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Urheberrecht

Auf 1. Juli trat das neue Urheberrecht in Kraft. Es bringt wesentliche Verbesserungen
für den Besitzer des geistigen Eigentums (Kunstschaffende und Produzenten),
gleichzeitig aber auch Kosten für die Konsumentinnen und Konsumenten. Damit das
private Kopieren (Musik, Filme, Bücher, Zeitungen etc.) abgegolten werden kann, muss
künftig auf leeren Tonband- und Videokassetten sowie fürs Fotokopieren eine Abgabe
bezahlt werden, doch war deren Ausmass bei Inkrafttreten des Gesetzes noch nicht
bekannt. 55
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Heimatschutz und Denkmalpflege

Ende Februar 2020 verabschiedete der Bundesrat die «Interdepartementale Strategie
Baukultur», in der er zum ersten Mal die baukulturellen Tätigkeiten des Bundes
bündelte und verbindliche Ziele sowie Massnahmen zu deren Umsetzung festlegte. Mit
der Strategie soll aufgezeigt werden, wie der Bund in seiner Funktion als Bauherr,
Eigentümer, Betreiber, Regulator und Geldgeber Baukultur fördern will. Ihr liegt ein
breites Verständnis von Baukultur zugrunde und sie umfasst alle Tätigkeiten, die zu
einer menschengemachten Veränderung des Lebensraumes führen. Die Bedeutung
einer hohen Baukultur – diese führe gemäss dem BAK zu einer Verbesserung der
Lebensqualität durch gut gestaltete Städte und Dörfer sowie zu einem stärkeren
gesellschaftlichen Zusammenhalt des Landes – wurde bereits im Rahmen der
Kulturbotschaft 2021–2024 bestätigt.
Unter der Leitung des BAK hatten sich 15 Bundesstellen gemeinsam seit 2016 mit der
Erarbeitung der «Strategie Baukultur» auseinandergesetzt. Die Massnahmen werden
von den jeweiligen Stellen verantwortet, in der Legislatur 2020–2023 priorisiert sowie
umgesetzt und am Ende evaluiert. Mit sieben übergeordneten Zielen und 41 konkreten
Massnahmen möchte der Bund Trends wie dem Klimawandel und dem Verlust der
Biodiversität sowie durch die Urbanisierung und Digitalisierung aufkommenden
Veränderungen (bspw. in der Mobilität), die den Lebensraum nachhaltig beeinflussen,
entgegenwirken. Der Schwerpunkt der Strategie wird zum einen auf die Vermittlung
sowie baukulturelle Bildung und zum anderen auf die Ausbildung baukultureller
Kompetenzen der Fachpersonen gesetzt. Dies in erster Linie, um bei der Bevölkerung
eine stärkere Sensibilisierung für die Bedeutung einer hohen Baukultur zu erreichen. Im
Weiteren zielen die Massnahmen auf die  Verbesserung der Bau- und Planungsqualität
oder die Intensivierung der sektorübergreifenden und transdisziplinären
Zusammenarbeit ab. 56
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Film

1992 soll erstmals ein Schweizer Filmpreis verliehen werden. Wie am Filmfestival von
Locarno bekanntgegeben wurde, möchte das BAK dafür 260'000 Fr. bereitstellen. Mit
der Preissumme sollen je ein Spielfilm, ein Dokumentarfilm, ein Kurzfilm und ein
Trickfilm sowie bis zu drei Persönlichkeiten der Filmbranche ausgezeichnet werden. Die
Eidgenössische Filmkommission, welche die Schaffung des Filmpreises angeregt hatte,
beantragte ausserdem, einen Teil des Filmkredits in Zukunft gezielt darauf zu
verwenden, anstelle von Einzelprojekten ganze Produktionsprogramme zu unterstützen,
und einen Fonds zur Förderung unabhängiger Fernsehproduktionen einzurichten. 57
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